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Leitsätze des Urteils 

1. Umwelt — Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und 
Pflanzen — Richtlinie 92/43 — Umsetzung ohne Tätigwerden des Gesetzgebers — Grenzen 
— Verwaltung eines gemeinsamen Erbes — Notwendigkeit einer genauen Umsetzung durch 
die Mitgliedstaaten 

(Artikel 249 Absatz 3 EG; Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 11 12 Absatz 4 und 14 
Absatz 2) 
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LEITSÄTZE — RECHTSSACHE C-6/04 

2. Umwelt — Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und 
Pflanzen — Richtlinie 92/43 — Besondere Schutzgebiete — Verpflichtung Verschlechte­
rungen der natürlichen Lebensräume und Habítate zu vermeiden — Umfang 

(Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 6 Absatz 2) 

3. Umwelt — Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und 
Pflanzen — Richtlinie 92/43 — Besondere Schutzgebiete — Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten — Verträglichkeitsprüfung — Entstehung der Verpflichtung zur Verträg­
lichkeitsprüfung 

(Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 6 Absatz 3) 

4. Umwelt — Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und 
Pflanzen — Richtlinie 92/43 — Artenschutz — Ausnahmen — Restriktive Auslegung — Mit 
der Richtlinie vereinbare Ausnahmen — Verstoß sowohl gegen die Artenschutzbestim­
mungen der Artikel 12 und 13 der Richtlinie als auch gegen die Ausnahmebestimmung 
ihres Artikels 16 

(Richtlinie 92/43 des Rates, Artikel 12, 13 und 16) 

1. Auch wenn die Umsetzung einer Richt­
linie nicht unbedingt eine förmliche und 
wörtliche Übernahme ihrer Bestimmun­
gen in eine ausdrückliche spezifische 
Rechtsvorschrift erfordert, sondern ihr 
durch einen allgemeinen rechtlichen 
Kontext Genüge getan werden kann, 
muss dieser doch die vollständige An­
wendung der Richtlinie tatsächlich hin­
reichend klar und bestimmt gewähr­
leisten. Dabei ist, um den Umfang der 
den Mitgliedstaaten obliegenden Um­
setzungspflicht beurteilen zu können, in 
jedem Einzelfall die Art der in einer 
Richtlinie enthaltenen Vorschrift zu be­
stimmen, auf die sich die Vertragsver­
letzungsklage bezieht. 

Jedoch kommt der Genauigkeit der 
Umsetzung einer Richtlinie dann beson­

dere Bedeutung zu, wenn die Verwal­
tung des gemeinsamen Erbes den 
Mitgliedstaaten für ihr jeweiliges Ho­
heitsgebiet anvertraut ist. Demgemäß 
sind die Mitgliedstaaten im Bereich der 
Richtlinie 92/43 zur Erhaltung der na­
türlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen, die kom­
plexe und technische Regelungen des 
Umweltschutzrechts enthält, in beson­
derer Weise gehalten, dafür Sorge zu 
tragen, dass ihre zur Umsetzung der 
Richtlinie bestimmten Rechtsvorschrif­
ten klar und bestimmt sind, und zwar 
auch hinsichtlich wesentlicher Überwa¬ 
chungs- und Kontrollpflichten, wie sie 
den nationalen Behörden in den Arti­
keln 11, 12 Absatz 4 und 14 Absatz 2 
dieser Richtlinie auferlegt werden. 

(vgl. Randnrn. 21, 22, 25, 26) 
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KOMMISSION / VEREINIGTES KÖNIGREICH 

2. Für die Umsetzung von Artikel 6 Ab­
satz 2 der Richtlinie 92/43 zur Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie der 
wild lebenden Tiere und Pflanzen, der 
den Mitgliedstaaten die Verpflichtung 
auferlegt, in den besonderen Schutz­
gebieten Verschlechterungen der natür­
lichen Lebensräume und Habitate zu 
vermeiden, kann es erforderlich sein, 
sowohl Abwehrmaßnahmen gegenüber 
externen, vom Menschen verursachten 
Beeinträchtigungen und Störungen als 
auch Maßnahmen zu ergreifen, die den 
Erhaltungszustand von Arten und Le­
bensräumen in den besonderen Schutz­
gebieten verschlechtern können. 

(vgl Randnrn. 33, 34) 

3. Nach Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 
92/43 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wild lebenden 
Tiere und Pflanzen hängt das Erforder­
nis einer Verträglichkeitsprüfung von 
Plänen oder Projekten, die nicht un­
mittelbar mit der Verwaltung eines 
besonderen Schutzgebiets in Verbin­
dung stehen oder hierfür nicht erforder­
lich sind, davon ab, dass die Wahr­
scheinlichkeit oder die Gefahr besteht, 
dass sie das betreffende Gebiet erheblich 

beeinträchtigen. Unter Berücksichtigung 
des Vorsorgeprinzips ist der notwendige 
Grad der Wahrscheinlichkeit dann er­
reicht, wenn anhand objektiver Um­
stände nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass ein Plan oder Projekt das 
fragliche Gebiet erheblich beeinträchtigt. 

(vgl. Randnr. 54) 

4. Artikel 16 der Richtlinie 92/43 zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wild lebenden Tiere und 
Pflanzen, der genau die Voraussetzun­
gen festlegt, unter denen die Mitglied­
staaten von den Artikeln 12 bis 15 
Buchstaben a und b der Richtlinie 
abweichen dürfen, ist restriktiv auszule­
gen. Ferner bilden die Artikel 12, 13 und 
16 dieser Richtlinie gemeinsam ein in 
sich stimmiges Regelungssystem zum 
Schutz der Populationen der betroffenen 
Arten, so dass jede mit der Richtlinie 
unvereinbare Ausnahme davon sowohl 
die Verbote der Artikel 12 oder 13 als 
auch die Ausnahmebestimmung des 
Artikels 16 verletzt. 

(vgl. Randnrn. 111, 112) 
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